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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


5 Nr. 16. 


(Nr. 6556.) Vertrag zwiſchen Preußen und Mecklenburg⸗Strelitz wegen Ausführung einer 
Eiſenbahn von Berlin über Neuſtrelitz nach Stralſund. Vom 31. Dezem⸗ 
ber 1866. 


en Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche a der 

Großherzog von Mecklenburg⸗Strelitz, von dem Wunſche geleitet, die 11 

verbindungen zwiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten zu erweitern, haben zum 

Behufe einer hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 


ee Wirklichen Legationsrath Paul Ludwig Wilhelm 
Ordan, 


e Geheimen Regierungsrath Ludwig AuguſtWilh elm 
eife; 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg⸗ 
Strelitz: 


den Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſchen Geheimen Le ations⸗ 
rath und Kammerherrn Otto Heinrich Jaspar von Wickede, 
welche, unter dem Vorbehalte der Ratifikation, folgenden Vertrag abgeſchloſſen haben. 


Artikel 1. 


Die Königlich Preußiſche und die Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſche 


Regierung erklären ſich geneigt und bereit, den Bau einer Eiſenbahn zwiſchen 
Berlin und Stralſund innerhalb Ihrer Staatsgebiete zuzulaſſen und zu befördern. 
Artikel 2. 


Von dem Grundſatze ausgehend, daß das Unternehmen ſeinem ganzen 
Zwecke nach als ein Ganzes behandelt und von Einem Punkte aus geleitet und 
Jahrgang 1867. (Nr. 6556.) 32 . ver⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 28. Februar 1867. 


ee 


geeinigt, daß die Beſtimmungen des Königlich Preußiſchen Geſetzes vom 3. No⸗ 
vember 1838. über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen und der dazu ergangenen und 
noch ergehenden Abänderungen und Ergänzungen maaßgebend ſein ſollen. 

85 ie Konzeſſion zum Bau haben die Unternehmer von jeder der beiden Hohen 


verwaltet werden muß, haben ſich die Hohen kontrahirenden Regierungen dahin 


Regierungen für die Strecke in dem betreffenden Lande beſonders zu erwirken, 


jedoch verpflichtet ſich die Großherzogliche Regierung, inſoweit die Landesgeſetze 
ſolches ns und nicht etwa anderweite zur Zeit der Vollziehung dieſes Ver⸗ 
trages bereits beſtehende Verpflichtungen entgegenſtehen, Konzeſſion und Statut⸗ 
enehmigung unter gleichen Bedingungen zu ertheilen, wie ſolche von der Königlich 
Preußischen Regierung auferlegt werden. 

Die Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſche Regierung wird der zu kon⸗ 

ſeſſtonirenden Eiſenbahngeſellſchaft innerhalb des Großherzoglichen Gebietes die 

efugniß zur Erpropriation des zur Bahn und deren Zubehör erforderlichen 
9 auf Grund der im Großherzogthuͤm geltenden Expropriationsgeſetze 
verleihen. 

Die Geſellſchaft hat ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung in 
Preußen zu nehmen, jedoch wegen aller Entſchädigungsanſprüche, die aus Anlaß 
der Eiſenbahnanlage oder des Betriebes derſelben auf Großherzoglich Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitzſchem Gebiete gegen ſie erhoben werden möchten, ſich der Großherzog⸗ 
lich Mecklenburg⸗Strelitzſchen Gerichtsbarkeit und den Großherzoglich Mecklenbur⸗ 
giſchen Geſetzen zu unterwerfen. Das Oberaufſichtsrecht über dieſelbe und das 
ganze Bahnunternehmen wird von der Königlich e l Regierung allein 
ausgeübt, welcher demzufolge namentlich jede etwaige Abänderung der Geſell⸗ 

ſchaftsſtaluten, die Genehmigung von Erweiterungen des e und der 
Anlage neuer Stationen, die h des baulichen Zuſtandes der Bahn⸗ 
anlagen, ſowie des Betriebes, ferner die Aufſicht 
mögens der Geſellſchaft, die Extheilung der Nee de zur Emiſſion neuer 
Aktien und zur Aufnahme von Gelddarlehen, ferner die Oberaufſicht über die 
Direktion und die Beamten der Geſellſchaft, endlich die Feſtſtellung reſp. Geneh⸗ 
migung des Tarifs und des Fahrplanes, des letzteren jedoch mit der näheren 
mung „daß ſolcher nur nach voraufgegangener Kommunikation mit der 
Großherzoglichen Regierung und unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
derſelben reſp. feſtgeſtellt und abgeändert wird, ausſchließlich vorbehalten bleibt. 
Speziell wird bezüglich des Fahrplanes vereinbart, daß mindeſtens eine täglich 
i Bil n Verbindung mit Perſonenbeförderung von Neu: Brandenburg nach 


erlin und e zu thunlichſt angemeſſener Tageszeit hergeſtellt werden 


muß. Alle regelmäßigen Bahnzüge, einſchließlich etwaiger Kurierzüge, müſſen 

auf den Bahnhöfen zu Neu⸗Strelitz und Neu⸗Brandenburg anhalten; daſſelbe 

u von dem Bahnhofe zu Fürſtenberg, fo lange nur eine zweimalige tägliche 
erbindung mit Perſonenbeförderung auf der Bahn beſteht. 5 


Artikel 3. 


Die Bahn ſoll in einer ununterbrochenen möglichſt geraden Richtung von 
Berlin über Neu⸗Strelitz nach Stralſund geführt werden. ar 
’ ie 
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über die Verwaltung des Ver⸗ 


Die ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinie ſammt der Entſcheidung über die 
in Verbindung mit dem Bahnbau auszuführenden Wegeübergänge, Brücken und 
Waſſerdurchläſſe ſteht jeder der beiden 5 0 Ahe d für die Strecke in 
Ihrem Gebiete zu, jedoch bleibt der Königlich Preußiſchen Regierung ausſchließlich 
die Genehmigung des ganzen Bauplanes und der einzelnen Bauentwürfe vor⸗ 
behalten. Innerhalb des Großherzoglich Mecklenburgiſchen Gebietes ſollen bei 
den Orten Fürſtenberg, Neu⸗Strelitz und Neu⸗ Brandenburg Stationen einge⸗ 
richtet werden, und es ſoll dabei in Neu⸗Brandenburg die thunlichſte Mitbenutzung 
des dortigen Bahnhofes der Friedrich-Franzbahn in Ausſicht genommen werden. 


Artikel 4. 
In Betreff der 9 von Zweigbahnen bleibt jeder der kontrahirenden 
Regierungen in Ihrem Lande die beſondere Genehmigung vorbehalten. 
Artikel 5. i 
Die Punkte, wo die Bahn die beiderſeitigen Landesgrenzen überſchreitet, 


ollen nöthigenfalls durch deshalb abzuordnende beiderſeitige techniſche Kommiſſa⸗ 
rien näher beſtimmt werden. 


Artikel 6. 


g Die Landeshoheit bleibt ger die Bahnſtrecke im Mecklenburg⸗Strelitzſchen 
Gebiete der Großherzoglichen Regierung ausſchließlich vorbehalten. Alle inner⸗ 


an des Großherzoglich Mecklenburg » Steelisfchen Gebietes vorkommenden, die 
ahnanlage und den Transport auf derſelben betreffenden Verbrechen, Vergehen 
und Uebertretungen ſollen daher den ONE Behörden zur Unterſuchung 
und det een angezeigt und nach den e Bohn Mecklenburgiſchen Geſetzen 
beurtheilt werden. Auch ſollen die an der Bahnſtrecke im age deen Ge⸗ 
biete zu errichtenden Hoheitszeichen nur die der Großherzoglich Mecklenburg⸗ 
Strelitzſchen Regierung ſein. 
Geſetzliche Beſtimmungen, welche, vom Tage des Abſchluſſes gegenwärtigen 
Vertrages an gerechnet, in Bezug auf Eiſenbahn⸗Unternehmungen oder wegen 
a, Beſteuerung derſelben von der Großherzoglichen Regierung erlaſſen wer⸗ 


* 


= 
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den, follen jedoch auf die Bahn ohne vorherige Verſtändigung mit der Königlich 
Preußiſchen Regierung keine Anwendung finden. 


Artikel 7. 


Die Bahnpolizei ſoll für das geſammte Bahnunternehmen in Gemäßheit 
des für jedes Staatsgebiet beſonders zu publizirenden Bahnpolizei⸗Reglements 
nach übereinſtimmenden Grundſätzen f dee werden. Die ber 

Mecklenburg ⸗Strelitzſche Regierung wird zu dieſem Zwecke das von der Königli 
Preußiſchen Regierung feſtzuſtellende Bahnpolizei⸗Reglement, ſoweit nicht lokale 
Verhältniſſe einzelne Abweichungen unvermeidlich machen möchten, auch für die 
Bahnſtrecke in Ihrem Gebiete in Kraft ſetzen. 
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3 Artikel 8. 
Die Anſtellung und nde b ee nicht nur der Bahnpolizei⸗Beamten, 
ſondern auch aller übrigen Betriebsbeamten ſoll lediglich der Eiſenbahngeſellſchaft, 
beziehungsweiſe den zuſtändigen Königlich Preußiſchen Behörden gebühren. Die 
Unterthanen der Königlich Preußiſchen Regierung ſollen durch Anſtellung auf 
der nicht Preußiſchen Strecke der Bahn, und Unterkhanen der Großherzoglich Meck⸗ 
lenburg⸗Strelitzſchen Regierung durch Anſtellung auf der Preußiſchen Strecke der 
Bahn aus dem Unterthanenverbande ihres Heimathlandes nicht ausſcheiden, ſind 
aber den Geſetzen und Behörden des Ortes unterworfen, wo ſie ihren amtlichen 
Wohnſitz haben. 


Artikel 9. 
Die von der Königlich Preußiſchen Regierung geprüften Betriebsmittel 


werden ohne weitere Reviſion auch in dem Gebiete der Großherzoglich Mecklen⸗ 
burgiſchen Regierung zugelaſſen werden. 


Artikel 10. 
Zwiſchen den 1 9 1 Unterthanen ſollen weder hinſichtlich der Be 
5 DE noch der Zeit der Beförderung irgend welche Unterſchiede gemacht 
werden. 2 


Artikel 11. 


Die Förmlichkeiten wegen der Paßreviſton und überhaupt der Fremden⸗ 
polizei ſollen in der in jedem der kontrahirenden Staaten zuläſſigen günſtigſten 
Weiſe gehandhabt werden. 


Artikel 12. 


Die Großherzoglich Mecklenburg ⸗Strelitzſche Regierung wird Ihrerſeits, 
ſobald die Ausführung des Unternehmens geſichert ſein wird, auf der in Ihrem 
Gebiete belegenen een einen anderen Unternehmer außer der von der 
Königlich Ae ce egierung zu konzeſſionirenden Eiſenbahngeſellſchaft nicht 
prallen „ertheilt dagegen die l denjenigen Unternehmern, welchen von 
er Königlich Preußiſchen Regierung G dem Transportbetriebe auf der Bahn, 
in Konkurrenz mit der gedachten Geſellſchaft, die Bonnſeſſen ertheilt werden 
möchte, auch auf der vorbezeichneten Bahnſtrecke den Betrie 


Artikel 13. 


Die Ausführung der Beſtimmungen über die Regulirung des Bahngeldes 
(F. 29— 32. des Preußiſchen Geſetzes vom 3. November 1838.) bleibt der 
Königlich Preußiſchen Regierung allein überlaſſen, dergeſtalt, daß die hierüber 
für dieſe Unternehmung im Ganzen ergehenden Hale chat auch für die im 
Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelizſchen Gebiete belegene Bahnſtrecke gleichmäßig 
Anwendung finden. . a 


zu geſtatten. 


c 1 
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Artikel 14. 

Die Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſche Regierung wird von der zu 
konzeſſionirenden Eiſenbahngeſellſchaft weder Konzeſſionsgeld noch irgend eine 
andere Abgabe fordern, vielmehr dieſer Geſellſchaft volle Freiheit von der Grund⸗ 
ſteuer und jeder Gewerbeſteuer zugeſtehen. Dagegen wird die Königlich Preu⸗ 
ßiſche Regierung nach Maaßgabe Ihrer Geſetze vom 30. Mai 1853. und 
21. Mai 1859., ſowie der dazu etwa noch ergehenden abändernden und ergän⸗ 
zenden e von dem Gehen Berlin⸗Stralſunder Eiſenbahn⸗Unter⸗ 
1 einſchließlich der im Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſchen Gebiete 
belegenen Strecke, eine Abgabe erheben, welche nach Verhältniß der Meilenzahl 
der in Ihren reſp. Gebieten en Bahnſtrecken zwifchen der Königlich Preu⸗ 
ßiſchen und der Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung vertheilt 
wird. Die Königlich Preußiſche Regierung wird alljährlich ſofort nach Feſtſtel⸗ 
lung und Einziehung der Abgabe der Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſchen 
Regierung Mittheilung machen und den Ihr gebührenden Antheil an die von 
Ihr zu bezeichnenden Einnahmeſtellen abführen laſſen. 


Artikel 15. 


Um den Verkehr auf der Bahn ſoviel als möglich zu eich ſollen, 
inſoweit und 19 nicht die beiden Länder Theile eines einheitlichen Zoll⸗ 
gebietes bilden, den Reiſenden und ihren Effekten und den auf der Bahn beför⸗ 
derten Waaren hinſichtlich der Förmlichkeiten der zollamtlichen Abfertigung alle 
Erleichterungen gewährt werden, welche mit der Sollgesebgeb ung und den all⸗ 
gemeinen Reglements der betheiligten Staaten vereinbar ſind. Die aus dem 
einen der betheiligten Länder in das andere 9 Verbleibe eingehenden Waaren, 
welche nach anderen Stationen, als den an der Grenze belegenen, beſtimmt ſind, 
werden, ohne einer zollamtlichen Reviſion auf den Grenzämtern unterworfen zu 
werden, zur ſofortigen Durchführung nach ihren e verſtattet 
werden, jedoch unbeschadet des geſetzlichen Rechts der Zollbehörden, die Waaren 
und Effekten ausnahmsweiſe auch anderswo, als am Beſtimmungsorte, einer 
Viſitation zu unterwerfen, und vorausgeſetzt, daß ſich am Beſtimmungsorte ein 
Zollamt befindet und die betreffenden Vorſchriften der Geſetze und der allgemeinen 
Reglements beobachtet ſind. f 


Artikel 16. i 


Die Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſche Regierung ſichert der Königlich 
Preußiſchen Regierung für ewige Zeiten die Befreiung aller auf der Bahn 
zu befördernden und nicht zum Verbleiben in dem Großherzoglichen Staats⸗ 
gebiete beſtimmten Gegenſtände jeder Art von allen Steuern und Abgaben zu, 
es mögen dieſelben für Rechnung des Landesherrn, der Landſchaft, von Kom⸗ 
. munen oder Privatberechtigten erhoben werden, und einen Namen haben, wel⸗ 
N 105 ſie wollen. Dergleiiben Gegenſtände follen, wenn fie in 0 

agen ohne Umladung durchgeführt werden, von der Deklaration, Abladun 
(Nr. 6556.) un 
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und Reviſſon, ſowie vom Kolloverſchluß , ſowohl im Innern als an den Gren⸗ 
zen freibleiben. 


Artikel 17. 


8 Ueber die Verhältniſſe der Königlich Preußiſchen Poſtverwaltung hinſicht⸗ 
lich der Oe der im Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſchen Gebiete 
liegenden Strecke der Eiſenbahn iſt, vorbehaltlich des Abſchluſſes einer beſonderen 
Poſtkonvention, Nachſtehendes verabredet worden: 


1) Die e Mecklenburg⸗Strelitzſche Regierung ſichert der Königlich 
Preußiſchen Regierung den ungehinderten Tranſit der Königlich 
Preußiſchen Poſten und Poſtſendungen jeder Art auf der Eiſenbahn 
zwiſchen Berlin und Stralſund durch das Großherzoglich Mecklenburg⸗ 
Strelitzſche Gebiet auf ſo lange zu, als die gedachte Eiſenbahn beſteht 
und im Betriebe erhalten wird. Oeser Tranſit wird mittelſt beſonderer 
durchgehender Eiſenbahn⸗Poſtwagen oder vermittelſt der Wagen der 

Eiſenbahngeſellſchaft ſtattfinden. 


Die Eiſenbahn⸗Poſtwagen können zugleich auf vorangegangene Verein⸗ 
barung zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Großherzoglich Meck⸗ 
lenburg⸗Strelitzſchen Poſtverwaltung zur Aufnahme Mecklenburgiſcher 
Poſtſendungen benutzt werden. f 


Die Königlich Preußiſche Poſtverwaltung wird der Großherzoglich Meck⸗ 

lenburg⸗Strelitzſchen Poſtverwaltung als Entſchädigung für den Poſt⸗ 
tranſit durch das Großherzoglich Mecklenburg ⸗Strelitzſche Gebiet auf 
der Eiſenbahn zwiſchen Berlin und Stralſund alljährlich eine Vergütung 
zahlen, welche den Geſammtbetrag des der Großherzoglichen Poſtver⸗ 
waltung für die Preußiſchen Poſtſendungen im letzten Jahre vor Eröff⸗ 
nung des Betriebes zu zahlenden Tranſitportos nicht überſteigen ſoll. 

Die Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſche Regierung erklärt ſich damit 
einverſtanden, daß die Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet werde, der Königlich 
Preußiſchen Poſtverwaltung in dem Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſchen 
Staatsgebiete unter allen Umſtänden ganz le zu leiſten, was dieſelbe 
auf dem im Königlich Preußiſchen Gebiete belegenen Theile zu leiſten hat. 
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Artikel 18. 


Rückſichtlich der Bunt der Bahn zu Zwecken der Militairverwaltung 
iſt man über folgende Punkte übereingekommen: 


1) Für alle Transporte von Militairperſonen oder Militaireffekten, welche 
für Rechnung der Königlich Preußiſchen oder der Großherzoglich Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitzſchen Militairverwaltung auf der Berlin⸗Stralſunder Eiſen⸗ 
bahn bewirkt werden, wird den beiderſeitigen Militairverwaltungen völlige 
Gleichstellung zugeſichert, dergeſtalt, daß die Zahlung dafür an die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung nach ganz gleichen Grundſätzen erfolgen ſoll. 


2) Wenn 


eg 5 


2) Wenn in Folge außerordentlicher Umſtände auf Anordnung der Königlich 
Preußiſchen oder der Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung 
größere Truppenbewe ungen auf der mehrgedachten Eiſenbahn ſtattfinden 
ſollen, ſo liegt der Eiſenbahnverwaltung die Pflicht ob, für dieſe und 
für Sendungen von Waffen, Kriegs⸗ und de e 
ſowie von Militaireffekten jeglicher Art, inſoweit ſolche Sendungen zur 
Beförderung auf Eiſenbahnen überhaupt geeignet ſind, nöthigenfalls auch 
außerordentliche Fahrten einzurichten und für dergleichen Transporte alle 
Transportmittel, die der ungeſtört fortzuſetzende regelmäßige Betrieb nicht 
in Anſpruch nimmt, zu verwenden und, ſoweit thunlich, hierzu in Stand 
zu ſetzen, nicht minder die mit Militairperſonen beſetzten und die mit 
Militaireffekten beladenen, von einer anſtoßenden Bahn kommenden 
Transportfahrzeuge, vorausgeſetzt, daß dieſe dazu geeignet ſind, auf die 
eigene Bahn zu übernehmen, auch mit den disponiblen Lokomotiven 
weiter zu führen. i 

Die Leitung aller ſolcher Transporte bleibt jedoch lediglich dem 
Dienſtperſonal der betreffenden Eiſenbahnverwaltung überlaſſen, deſſen 
Anordnung während der Fahrt unbedingt Folge zu leiſten iſt. Hinſichtlich 
des an die Eiſenbahnverwaltung % entrichtenden Fahrgeldes tritt wie 
unter 1. eine völlige Gleichſtellung der gegenſeitigen Militairverwaltungen 
ein. Als Fahrpreis für den Transport von Truppen, Militaireffekten 
und ſonſtigen Armeebedürfniſſen ſollen keine höheren, als die jeweilig 
auf den Preußiſchen Staatsbahnen geltenden Sätze zur Erhebung gelangen; 


Artikel 19. 


Die Großherzoglich Mecklenburg-Strelitzſche Regierung behält ſich vor, zur 
Ueberwachung ihrer Intereſſen und Gerechtſame bei dem Baue, wie auch bei dem 
Betriebe der Berlin-Stralſunder Eiſenbahn einen Kommiſſarius zu beſtellen, 
welchem die Bahnverwaltung jede für ſeine Zwecke nöthige Einſicht zu geſtatten, 
beziehungsweiſe Auskunft zu ertheilen hat. 

Die zu konzeſſionirende Geſellſchaft iſt gehalten, auf Verlangen der Groß⸗ 
herzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung innerhalb des Großherzoglichen 
Gebietes einen dort wohnhaften Bevollmächtigten zu beſtellen, welcher zur voll- 
ſtändigen Vertretung der Bahnverwaltung gegenüber der Großherzoglichen Regie⸗ 
rung ermächtigt iſt. a b 


Artikel 20. 


Dafern die eine oder die andere der Hohen kontrahirenden Regierungen 
von dem Ihr nach F. 42. des Königlich Preußiſchen Geſetzes vom 3. November 
1838. zuſtehenden Rechte Gebrauch machen, und das Eigenthum der innerhalb 
Ihres Staatsgebietes belegenen Eiſenbahnſtrecke erwerben ſollte, fo ſoll, dieſer 
Veränderung in den Eigenthumsverhältniſſen ungeachtet, nie eine ee 
in dem Betriebe auf der geſammten Bahn eintreten, es ſollen vielmehr auch dann 
die wegen Erhaltung eines ungeſtörten einheitlichen Betriebes auf der ganzen 


Ar. 6556.) N 5 a ahn⸗ 


Artikel a 3 a 1% 2 a en 


er G5 1 W ſoll zur fed 7 vorgelegt 
und die bee we der Ratifikations⸗ Urkunden ſpäteſtens binnen vier Wochen 
in Berlin bewirkt werden. 


Ba Deffen zu Urkund iſt der Vertrag von den bederſeiigen Bevolkmächtigten 
1 unterzeichnet und unterſiegelt worden. 5 


So gesehen Berlin, den 31. Dezember 1866. 


(L. S.) Paul Ludwig Wilhelm Jodeln 
(L. S.) Ludwig Auguft Wilhelm Heiſe, 
(. 8.) Otto Heinrich Jaspar v. Wickede. 


„ 


ö Der ort ende Vertra it ratifizirt und die Auswe m der Kati ton 
Urkunden in Sal on worden 5 5 si . n ö 


Rebigtt im Viren bes S, Pinifeuns. 


„ gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Sofuchdeuderei a 
5 (R. v. e . 


